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Oberbuchsiten Die Budgetge-
meindeversammlung in Ober-
buchsiten war von einem leben-
digen Austausch geprägt, wie
auch Gemeindepräsident Jonas
Motschi feststellte. 50Stimmbe-
rechtigte versammelten sich im
Gemeindesaal der Überbauung
Zentrum. Im Fokus standen da-
bei vor allem Themen, die gar
nicht zur Genehmigung anstan-
den – darunter die Parkplatzbe-
wirtschaftung.

Seit der Einführung von
Tempo30wirdauchaufdasVer-
bot «Parkieren ausserhalb mar-
kierter Parkfelder» hingewie-
sen. Da es in der Gemeinde nur
wenige markierte Parkplätze
gibt, prüfte die Werkkommis-
sion Standorte für Parkfelder
und Parkzonen. Acht Standorte
wurden erarbeitet, die künftig
von einer privaten Sicherheits-
firma kontrolliert werden könn-
ten, um gegen Wildparkierer
vorzugehen.

Kritische Stimmen bereits
vor derMitwirkung
Obwohl das Reglement erst im
Frühling an einer Mitwirkungs-
veranstaltung vorgestellt wer-
den soll, gab es bereits zahlrei-
che Wortmeldungen. Diskutiert
wurdenunter anderemStandor-
te und Zahlungsfragen. Kriti-
siert wurde ausserdem der zu-
sätzliche bürokratische Auf-
wand. Andere betonten, es soll
lediglichumdasVerhindernvon
Dauerparkieren gehen. Motschi
hielt fest, dass auch die «kriti-
schen Voten» aufgenommen
würden.

Für Unverständnis sorgte
der Verzicht der SBB auf eine
Überdachung bei der Sanierung
des Bahnhofs. Mehrere Anwe-
sende befürchteten einen At-
traktivitätsverlust für die Ge-
meinde und forderten den Ge-
meinderat zum Handeln auf.
Einzelne regten gar an, die Ge-
meinde soll die Kosten selbst
tragen. Motschi betonte jedoch:
«Der Zug ist abgefahren.» Und
die Kosten von rund 1,5 Millio-
nen Franken seien für die Ge-
meinde nicht tragbar.

Einstimmig genehmigt wur-
den die Sanierung der Wasser-
leitung Dünnernstrasse inklusi-
ve Belagsersatz für 230’000
Franken, die Umlegung der Ab-
wasserleitung Halmackerstras-
se für 190’000 Franken sowie
die Sanierung der Heizung der
Liegenschaft an der Hauptstras-
se 30 für 95’000 Franken.

Ebenso einstimmig ange-
nommen wurde der 425’000-
Franken-Bruttokredit für die Si-
cherung der Felswand Rüteli.
Nach Felsstürzen zu Jahresbe-
ginn ergab eine Fachbeurtei-
lung, dass eine passive Stein-
schlagschutzbarriere die zweck-
mässigste Lösung darstellt.
Bund und Kanton übernehmen
80 Prozent der Kosten.

Das Budget 2026 mit einem
Minus von rund 1,27 Millionen
Frankenpassierte dieVersamm-
lung mit zwei Gegenstimmen
und einer Enthaltung. Kritik gab
es an den hohen Kosten der ex-
ternen Bauverwaltung, Motschi
zeigte dafür Verständnis. Der
Steuerfuss von 107 Prozent
bleibt unverändert.

Lavinia Scioli

Die Gemeindeversammlung
von Mümliswil-Ramiswil war
erst wenige Minuten alt, als
einer der 74 anwesenden
Stimmberechtigten im Saal des
Restaurants Ochsen eine Ände-
rung der Traktandenliste for-
derte: Er verlangte, dass der Ge-
meindepräsident nicht erst
unter Verschiedenem über die
geplante Gründung einer
Arbeitsgruppe, die Lösungsvor-
schlage wegen der schlechten
Finanzen generieren soll, infor-
miert. Sondern vor demBudget.
«Denn diese Arbeitsgruppe hat
einen Einfluss auf das Budget»,
erklärtederVotant.Er kritisierte
auch, dass der Gemeinderat zu
lange untätig geblieben sei.

Nach einigen Unklarheiten
ergriff Kantonsrat und Ex-Ge-
meinderat Jonas Bader (Mitte)
das Wort: «Über ein Traktan-
dumunter Verschiedenemkann
man nicht abstimmen.» Auch
könne nicht etwas beschlossen
werden, das nicht traktandiert
sei. Daher sei eine Anpassung
der Traktandenliste nicht mög-

lich. Nach weiteren Diskussio-
nen zog der Stimmberechtigte
seinen Antrag schliesslich zu-
rück, mit den Worten: «Macht,
was ihr wollt, aber macht end-
lich etwas.»

95’000 Franken für ein
30-Prozent-Pensum
Daraufhin dauerte es nicht lan-
ge, bis sich die Diskussionen
wieder um die Finanzen dreh-
ten.DerGemeinderatwollte die
Gemeindeordnung anpassen.
Dies, damit darin künftig festge-
halten ist, dass die Finanzver-
waltung auch durch eine exter-

ne Fachperson übernommen
werden dürfe – was aktuell der
Fall ist. Dieser Passus – und da-
mit die rechtliche Grundlage –
fehlt jedoch im Dokument. Da-
her habe das kantonale Amt für
Gemeinden empfohlen, das zu
ergänzen, erklärte Gemeinde-
präsidentMarcoMillonig (SVP).

Eine Stimmberechtigte stell-
te den Antrag, nicht auf dieses
Geschäft einzutreten. «Ich finde
es unnötig, diesen Absatz in der
Gemeindeordnung aufzuneh-
men. Wir wollen ja mit der
Arbeitsgruppe ohnehin unter
anderem laufende Verträge und
Mandate überprüfen.»

Ein weiterer Anwesender
wollte wissen, für welches Pen-
sum die im Budget 2026 vorge-
sehenen95’000Frankenausge-
geben werden. «Das entspricht
einemPensumvon30Prozent»,
antwortete Millonig und ein
Raunen der Empörung hallte
durch den Raum. «Es gibt eine
günstigere Lösung», zeigte sich
der Stimmberechtigte über-
zeugt. Schliesslich trat man auf
das Traktandum ein. In der fol-
genden Diskussion ging es er-

Rahel Bühler neut um die hohen Kosten für
das externe Mandat, die finan-
zielle Schieflage, die Arbeits-
gruppe. Gemeinderat Kilian Ba-
der (Mitte) empfahl den Anwe-
senden, die Änderung der
Gemeindeordnung anzuneh-
men, ebenfallsmitdemHinweis
auf die rechtliche Grundlage.
Schliesslich wurde der Antrag
angenommen. Konkrete Zahlen
verkündete der Gemeindepräsi-
dent übrigens nie. Er erwähnte
lediglich, dass das Absolute
Mehr erreicht sei.

Und immer wieder die
Arbeitsgruppe
Im Anschluss erklärte Finanz-
verwalterin Cornelia Fischer
das Budget, das ein Minus von
rund 1,3 Millionen Franken vor-
sieht. Ein Stimmberechtigter
sagte, dassman vielleicht in den
sauren Apfel beissen und die
Steuern erhöhen müsse. «Die
Strategie des Gemeinderats ist
es, zuerst eine Arbeitsgruppe zu
bilden und dann Zahlen, Daten,
Fakten zu präsentieren», erklär-
te Millonig. Gemeinderat Rolf
Jeggli (Mitte) ergänzte, der Rat

habe sich eine Steuererhöhung
lange überlegt. Es brauche aber
eine strukturelle Änderung, nur
mit einer Steuererhöhung sei es
nicht gemacht – daher die
saubere Auslegeordnung. «Es
geht nicht mit einem Kuschel-
kurs. Wir werden Leistungen
abbauen müssen.» Schliesslich
wurden sowohl Budget als auch
Steuerfuss von 125 Prozent für
natürliche Personen genehmigt.

Am Schluss folgte die Prä-
sentation der bereits oft er-
wähnten Arbeitsgruppe Finan-
zen. Millonig erklärte, sie soll
die Ursachen der finanziellen
Schieflage analysieren und
Sparmassnahmen vorschlagen.
Die Gruppe solle aus sechs bis
sieben Mitgliedern bestehen,
drei davon aus dem Gemeinde-
rat, eine Person aus der Verwal-
tung. Diesen Punkt kritisierte
der Stimmberechtigte, der die
Änderung der Traktandenliste
gefordert hatte: «Wenn die
Mehrheit der Arbeitsgruppe aus
dem Gemeinderat besteht, sind
die Meinungen bereits gemacht
und neue Ideen können gar
nicht diskutiert werden.»

Was eine Gemeindeversamm-
lung bewirken kann, zeigte sich
am Beispiel von Egerkingen. Zü-
gig hatte Gemeindepräsident
Bernhard Studer-Felber (FDP)
durch seine erste Versammlung
mit 79 Anwesenden geführt, als
zum Schluss ein Rückkommens-
antrag gestellt wurde. Dieser be-
zogsichaufdasTraktandum«Er-
satzlose Aufhebung des Regle-
ments über die Ausrichtung von
Unterstützungsbeiträgen an die
familien- und schulergänzende
Kinderbetreuung».Zuvorwardie
Abstimmungnacheinembeherz-
ten Votum von Caroline Schen-
ker, die sichgegendieAufhebung
ausgesprochen hatte, mit 34 Ja-
gegen 33 Nein-Stimmen bei zehn
Enthaltungen hauchdünn ausge-
fallen. Schenker stellte zum
Schluss der Versammlung des-
halb den Rückkommensantrag.
Die Abstimmung darüber fielmit
37 Ja- zu 37 Nein-Stimmen sogar
ausgeglichen aus. Somit hatte der
Gemeindepräsident den Stich-
entscheid. Mit einem Schmun-
zeln und einem Blick auf die Uhr
genehmigte er den Rückkom-
mensantrag. Für diesen Ent-
scheid erntete er Applaus.

Aufgabe der Gemeinde?
Beim zweiten Durchgang wurde
noch herzhafter über das Ge-
schäft diskutiert. Caroline Schen-
kererhielterneutdieMöglichkeit,
ihre Argumente gegen die Strei-
chung der freiwilligen Beiträge
auszuführen: Ausschliesslich ein-
kommensschwache Familien
würden von den Beiträgen profi-
tieren. Die Vereinbarkeit von Fa-
milieundBeruf seiwichtig fürdie
GesellschaftundAufgabederGe-
meinde. Wenn die Betroffenen

nicht mehr zur Arbeit gehen
könnten, würden Steuereinnah-
men fehlen.

Eine weitere Votantin sagte,
dass die Gemeinde nun einzig
den Beitrag für die Kinderbetreu-
ung bezahlenmüsse. «Wenn die-
se Familien in die Sozialhilfe fal-
len, bezahlen wir alles.» Es gab
aber auch Wortmeldungen, die
sich für den Antrag des Gemein-
derats aussprachen. Abschlies-
send stellte Bernhard Studer-Fel-
ber erneut die Argumente für die
Aufhebung vor: Die finanzielle
Lage erfordere eine konsequente
Priorisierung, die Beiträge hätten
sich seit 2019mehrals verdoppelt
und gehörten inzwischen zu den

grösseren frei verfügbaren
Budgetposten.

«Gleichzeitig hat der
Gemeindesouverän an-
lässlich der kantonalen
AbstimmungzumKita-
Gesetz unmissver-
ständlich festgehalten,
dass die Gemeinde nicht

verpflichtet werden soll,
ein entsprechendes Angebot

mitzufinanzieren. Mit diesem
Entscheid entfällt auch diemögli-
che kantonale Kostenbeteili-
gung.» Zudem habe die gesetzli-
che Pflicht zur Finanzierung der
frühen Sprachförderung zusätzli-
che Belastungen des Gemeinde-
budgets zur Folge. Doch die Ab-
stimmung fiel nun anders aus: 35
Stimmberechtigte sprachen sich
für die Aufhebung aus, 37 da-
gegen. Damit bleibt das Regle-
mentbestehen.WieGemeinderat
JanickSulser (FDP,RessortFinan-
zen) im Anschluss an die Ver-
sammlungerklärte,werdeesdazu
einenNachtragskredit geben.

Das Budget wurdemit einem
Defizit von knapp 731’000 Fran-
ken grossmehrheitlich geneh-
migt. Die im Rahmen der
HRM2-Umstellung eingeführte
Abschreibung des alten Verwal-
tungsvermögens über zehn Jahre
entfällt ab 2026.

AufeineSteuererhöhungwer-
dederzeit verzichtet, erklärteStu-
der-Felber. Der Gemeinderat hat
aber andere Massnahmen ergrif-
fen, um der angespannten finan-
ziellen Situation entgegenzuwir-
ken.SowerdendiverseGebühren
und die Feuerwehrabgabe ange-
passt. Zudem wird auf einen
Teuerungsausgleich für das Ge-
meindepersonal verzichtet – ein
AntragausderVersammlung, ein
Prozent Teuerungsausgleich zu
gewähren, fand keineMehrheit.
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Motionen von Ywan Schürmann

Gleich drei Motionen von Ein-
wohner Ywan Schürmann wur-
den behandelt. Sowohl sein Vor-
stoss für die Anhebung des
Steuerfusses für juristische Per-
sonenalsauchderAntragzurEr-
hebung einer jährlichen Entwäs-
serungsgebühr von Privatstras-
sen, Vor- und Abstellplätzen
wurden als nicht erheblich er-
klärt. Zur Entwässerung las Ge-
meindepräsident Bernhard Stu-
der-Felber – aus reinem Good-
will, wieerbetonte–einPlädoyer
von Schürmann vor, der die Un-

gleichbehandlung seines Bru-
ders kritisierte. Es endete mit
den Worten: «Willkür und Un-
gleichbehandlung haben keinen
Platz in Egerkingen. Euer ver-
hasster Ywan Schürmann.» Zur
Motion «Parkgebühren für An-
wohnende, Gewerbe und Ange-
stellte sowie für Besucher wäh-
rendderBadesaison» stellte der
Gemeinderat den Antrag, diese
alserheblichzuerklären,umwei-
tere Abklärungen treffen zu kön-
nen. Dem folgte die Versamm-
lung grossmehrheitlich. (bey)

Gemeindepräsident Marco Mil-
lonig. Bild: Bruno Kissling

Die Gemeindeversammlung hat in der Aula des neuen Mühlemattschulhauses stattgefunden – hier ein
Bild von der Eröffnung imMai 2025. Bild: Andre Veith

Parkplätze,
Bahnhofsdach und
ein grosses Minus

Arbeitsgruppe sorgte für Diskussionen
Die Finanzen vonMümliswil-Ramiswil sind in Schieflage geraten. Deshalb sollen sie genauer betrachtet werden.

Abstimmung in Egerkingen gekippt
Nach Rückkommensantrag und Stichentscheid: Freiwillige Unterstützungsbeiträge an Kinderbetreuung bleiben.


